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KAB: Einsparungen beim Kindergeld sind unsozial
KAB-Vorsitzende Zenker kritisiert Familienpolitik der Union als realitätsfremd 

Eine deutliche Absage erteilte die Katholische Arbeitnehmer-Bewegung Deutschlands (KAB) den CDU-Plänen, das Kindergeld für Jugendliche ab 18 Jahren zu streichen. „Der Versuch der Union, in Zukunft den Eltern das Geld aus der Tasche zu ziehen, um es anderen Familien wieder hineinzustopfen, ist ein simpler Taschenspielertrick“, erklärte die Bundesvorsitzende der KAB, Birgit Zenker. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will künftig Eltern kein Kindergeld für ihre über 18-jährigen Kinder zahlen. „Nachdem die Koalition bereits das Kindergeld für zwei Jahre gestrichen hat, will nun die Union den radikalen Schnitt machen und quasi das Kindergeld zur Disposition stellen“, so Zenker. Mit dem Vorschlag der Union, einerseits rund fünf Milliarden Euro Kindergeld einzusparen, um andererseits Familien mit Kindern bis zu sieben Jahren ein erhöhtes Kindergeld zukommen zu lassen, zeigt, dass die Christdemokraten nicht gewillt sind, mehr für Familien zu tun. „Familien sollen Familien finanzieren“, sagte Zenker.

Die Vorsitzende des katholischen Sozialverbandes fordert dagegen gemeinsam mit dem Familienbund der Katholiken für alle Kinder ein erhöhtes Kindergeld. „Die letzte Erhöhung fand Ende der neunziger Jahre statt und wurde mittlerweile von den von der Politik verschuldeten Teuerungsraten restlos aufgefressen“, so Zenker. 

Kindergeldstreichung trifft sozial schwache Familien

Als realitätsfremd wertet Zenker das Argument des CDU-Haushaltsexperten Ole Schröder, für Ausbildung und Studium sei das Kindergeld nicht notwendig.  Gerade das Studium und die Ausbildung habe sich durch die Einführung der Studiengebühren in den letzten Jahren verteuert, argumentiert Zenker. „Für viele Jugendliche, die keine Ausbildungsstelle finden und sich mit oft unbezahlten Praktikums Berufseinstiege erhoffen, ist das Kindergeld die einzige finanzielle Unterstützung, die sie erhalten. Eine Streichung würde gerade sozial schwache Familien überproportional belasten.“ Auch die Vergütung in viele Ausbildungsberufen reiche nicht, um ein eigenständiges Leben zu führen. „Ohne die Unterstützung der Familien ist heute eine Ausbildung oder ein Studium nicht mehr zu leisten, eine Streichung des Kindergeldes würde Kindern aus Familien mit niedrigem Einkommen eine gute Ausbildung vorenthalten“, so die Bundesvorsitzende. Sie appellierte an die Union, ihre Pläne sofort in den Papierkorb zu werfen.
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